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Anlage 18 zur Ergänzung der GRDrs 772/2011

Stellenschaffung zum Stellenplan 2012

	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
Kostenstelle
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	51-00-22,
51016200

	Jugendamt 
	A 11
	Sachbearbeiter/-in
	1,5
	--
	133.050


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt werden 1,5 unbefristete Einheitssachbearbeiterstellen (ESB) in Bes. Gr. 
A 11 aufgrund einer Gesetzesänderung (vgl. GRDrs 650/2011).
2
Schaffungskriterien

Der Bundestag hat am 14. April 2011 das Gesetz zur Änderung des Vormund-schafts- und Betreuungsrechts verabschiedet. Wesentliche Teile treten am 5. Juli 2012 in Kraft. Anlass für die Gesetzesänderung waren Misshandlungen und Vernachlässigungen von Mündeln mit der Folge schwerster Körperverletzungen und dem Tod eines Kindes in Bremen. Die Fälle haben zu umfangreichen Untersuchungen der Begleitumstände geführt. Es zeigte sich, dass Amtsvormünder zu viele Fälle hatten und die betroffenen Kinder kaum oder gar nicht persönlich kannten. 

Die neuen gesetzlichen Regelungen im Einzelnen:

· Der Vormund hat mit dem Mündel persönlichen Kontakt zu halten. Er soll den Mündel in der Regel einmal im Monat in dessen üblicher Umgebung aufsuchen.

· Der Vormund hat die Pflege und Erziehung des Mündels persönlich zu fördern und zu gewährleisten.

· Der jährliche Bericht an das Familiengericht hat auch Angaben zu den persönlichen Kontakten des Vormundes zu dem Mündel zu enthalten.

· Vor der Übertragung der Aufgaben des Amtspflegers oder Amtsvormundes soll das Jugendamt das Kind oder den Jugendlichen zur Auswahl des Beamten oder Angestellten mündlich anhören, soweit  dies nach Alter und Entwicklungsstand des Kindes oder des Jugendlichen möglich ist.

· Vollzeitbeschäftigte, welche ausschließlich mit der Führung von Vormundschaften oder Pflegschaften betraut sind, sollen höchstens 50 Vormundschaften oder Pflegschaften führen.

3
Bedarf

3.1
Anlass/Fallzahlen

Die Dienststelle „Vormundschaften/Pflegschaften“ ist derzeit mit 3,5 Sachbearbeiter-stellen (Vormünder/Pfleger) ausgestattet. 
Für die Dienststelle Vormundschaften/ Pflegschaften bedeutet das neue Gesetz eine deutliche Ausweitung der Aufgaben des Vormundes. Zudem hat die Festlegung von maximal 50 Fällen pro Vormund/ Pfleger ebenfalls personelle Konsequenzen. 

Derzeit werden 271 Vormundschaften und Pflegschaften (Stand: 31.07.2011) in der Dienststelle geführt (dies entspricht derzeit 77 Fälle je Vormund (271 Fälle: 3,5 SB).

2006 waren es am Stichtag 31.12. noch 218‚ Fälle, 2008 233 Fälle, 2009 251 Fälle und 2010 241 Fälle. Das Mittel der Jahre 2008 bis 2010 und 2011 (31.7.) beträgt 249 Fälle. Derzeit ist trotz geringer Schwankungen nicht mit rückläufigen Fallzahlen zu rechnen.

Die neue Vorgabe des Gesetzgebers, dass eine Vollzeitkraft maximal 50 Vormund-schaften oder Pflegschaften betreuen soll, macht daher eine Aufstockung der Per-sonalkapazität von 3,5 auf 5,0 Sachbearbeiterstellen in A 11 erforderlich. 

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die Vormundschaften wurden bisher lediglich oberflächlich geführt. In einer Vielzahl von Fällen waren die Mindestanforderungen (z.B. früher und regelmäßiger Kontakt zum Mündel, Teilnahme an Hilfeplangesprächen) nicht erfüllt. Um Ereignisse wie im Fall „Kevin“ zu vermeiden, muss ein Vormund in die Lage versetzt werden, seine Aufgaben  entsprechend der Vorgaben wahrnehmen zu können.

3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die Anforderungen des Vormundschafts- und Betreuungsrechts werden nicht entsprechend der gesetzlichen Lage erfüllt. 
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Stellenplanvermerke

keine

